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Bericht und Beschlussempfehlung 

des Finanzausschusses 

Entwurf eines Gesetzes über die Errichtung eines Versorgungsfonds für die Al-
tersentschädigung der Abgeordneten des Schleswig-Holsteinischen Landtages 

Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und 
der Abgeordneten des SSW 
Drucksache 19/3651 (neu) 

Der Finanzausschuss hat sich mit dem ihm durch Plenarbeschluss vom 25. Februar 
2022 überwiesenen interfraktionellen Gesetzentwurf am 17. März 2022 befasst. 

Einstimmig empfiehlt der Ausschuss dem Landtag, den Gesetzentwurf Drucksache 
19/3651 (neu) in der Fassung der rechten Spalte der nachfolgenden Gegenüberstel-
lung anzunehmen. Änderungen gegenüber der Ursprungsvorlage sind durch Fettdruck 
kenntlich gemacht. 

 

Stefan Weber 
Vorsitzender 
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Gesetz über die Errichtung eines Versorgungs-
fonds für die Altersentschädigung der Abgeordne-

ten des Schleswig-Holsteinischen Landtages 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Interfraktioneller Gesetzentwurf: Ausschussvorschlag: 

§ 1 
Errichtung 

§ 1 
Errichtung 

(1) Zur Finanzierung der Altersentschädigung 
der Abgeordneten des Schleswig-Holsteini-
schen Landtages ab der 20. Wahlperiode und 
der Versorgung ihrer Hinterbliebenen, die eine 
Anwartschaft oder einen Anspruch auf die Ver-
sorgung nach dem Schleswig-Holsteinischen 
Abgeordnetengesetz haben, wird unter dem 
Namen „Versorgungsfonds für die Altersent-
schädigung der Abgeordneten des Schleswig-
Holsteinischen Landtages“ ein Sondervermö-
gen errichtet. 

unverändert 

(2) Das Sondervermögen ist nicht rechtsfähig. 
Es kann unter seinem Namen im rechtsge-
schäftlichen Verkehr handeln, klagen und ver-
klagt werden. Der allgemeine Gerichtsstand 
des Sondervermögens ist Kiel. 

 

§ 2 
Aufgaben 

§ 2 
Aufgaben 

(1) Das Sondervermögen dient ausschließlich 
der Finanzierung der Altersentschädigung der 
Abgeordneten des Schleswig-Holsteinischen 
Landtages ab der 20. Wahlperiode und der 
Versorgung ihrer Hinterbliebenen, die eine An-
wartschaft oder einen Anspruch auf die Versor-
gung nach dem Schleswig-Holsteinischen Ab-
geordnetengesetz haben. Ziel ist eine De-
ckung der Abgeordnetenversorgung zur Ent-
lastung des Landeshaushalts. 

unverändert 

(2) Unmittelbare Ansprüche von Abgeordneten 
und ihren Hinterbliebenen oder Ansprüche 
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Dritter gegen das Sondervermögen werden 
nicht begründet. 

§ 3 
Zuführung der Mittel 

§ 3 
Zuführung der Mittel 

(1) Das Sondervermögen wird aus den Zufüh-
rungen des Landes Schleswig-Holstein und 
den daraus erzielten Erträgen finanziert. 

unverändert 

(2) Ab Beginn der 20. Wahlperiode des Schles-
wig-Holsteinischen Landtages werden dem 
Sondervermögen jährlich Mittel nach Maßgabe 
des § 19 Absatz 2 in Verbindung mit § 28 Ab-
satz 1 Satz 1 SH AbgG zugeführt. Die Zufüh-
rungen erfolgen durch die Präsidentin oder den 
Präsidenten des Schleswig-Holsteinischen 
Landtages zu Lasten des Einzelplans 01 bis 
zum 15. Dezember eines Kalenderjahres. 

 

§ 4 
Verwaltung, Anlage der Mittel 

§ 4 
Verwaltung, Anlage der Mittel 

(1) Das Finanzministerium verwaltet das Son-
dervermögen. Die Mittel des Sondervermö-
gens sind gemeinsam mit den Mitteln des Ver-
sorgungsfonds des Landes Schleswig-Holstein 
mit Einverständnis der Deutschen Bundesbank 
im Rahmen der mit ihr gemäß § 3 Absatz 1 
Satz 2 VersFondsG S-H zu treffenden Verein-
barung anzulegen; Zuführungen und Entnah-
men sowie die Anteile an dem Anlageportfolio 
sind über getrennte Konten und Depots auszu-
weisen. 

(1) Das Finanzministerium verwaltet das Son-
dervermögen; Einzelheiten werden in einer 
Verwaltungsvereinbarung zwischen dem 
Ministerium und der Landtagsverwaltung 
geregelt. Die Mittel des Sondervermögens 
sind gemeinsam mit den Mitteln des Versor-
gungsfonds des Landes Schleswig-Holstein 
mit Einverständnis der Deutschen Bundesbank 
im Rahmen der mit ihr gemäß § 3 Absatz 1 
Satz 2 VersFondsG S-H zu treffenden Verein-
barung anzulegen. Die Vermögensentwick-
lung wird von der Bundesbank im Rahmen 
einer Fondsbuchhaltung ausgewiesen. 

(2) § 3 Absatz 2 bis 4 VersFondsG S-H findet 
entsprechende Anwendung. 

(2) unverändert 

§ 5 
Verwendung des Sondervermö-

gens 

§ 5 
Verwendung des Sondervermö-

gens 

(1) Die Mittel des Sondervermögens dürfen nur 
nach Maßgabe des jeweiligen Haushalts- oder 
Wirtschaftsplans für Versorgungsaufwendun-
gen für die in § 2 Absatz 1 bezeichneten Per-
sonen verwendet werden. Satz 1 gilt entspre-
chend für die mit der Verwaltung des Sonder-
vermögens unmittelbar verbundenen Kosten. 

(1) unverändert 

(2) Die Verwendung der Mittel nach Maßgabe 
des Haushalts darf nur auf Grundlage eines 
vom Landtag auf Vorschlag des Finanzaus-
schusses zu beschließenden Entnahmeplans 

(2) Die Verwendung der Mittel nach Maßgabe 
des Haushalts darf nur auf Grundlage eines 
vom Landtag auf Vorschlag des Finanzaus-
schusses zu beschließenden Entnahmeplans 
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erfolgen. Der Entnahmeplan enthält insbeson-
dere den Bestand des Sondervermögens so-
wie die prognostizierte Entwicklung der Zufüh-
rungen, der Versorgungsaufwendungen und 
der Entnahmen in den jeweils nächsten fünf 
Jahren. Ist absehbar, dass das Sondervermö-
gen das Ziel der langfristigen Finanzierung 
künftiger Versorgungsaufwendungen verfeh-
len wird, sind im Entnahmeplan ferner geeig-
nete Gegenmaßnahmen aufzuzeigen, um das 
Sondervermögen als Grundlage für die Finan-
zierung künftiger Versorgungsaufwendungen 
dauerhaft zu erhalten. Die Landtagspräsidentin 
oder der Landtagspräsident leitet dem Finanz-
ausschuss in Abstimmung mit dem Finanzmi-
nisterium eine entsprechende Vorlage zu. 

erfolgen. Der Entnahmeplan enthält insbeson-
dere den Bestand des Sondervermögens so-
wie die prognostizierte Entwicklung der Zufüh-
rungen, der Versorgungsaufwendungen und 
der Entnahmen in den jeweils nächsten fünf 
Jahren. Ist absehbar, dass das Sondervermö-
gen das Ziel der langfristigen Finanzierung 
künftiger Versorgungsaufwendungen verfeh-
len wird, sind im Entnahmeplan ferner geeig-
nete Gegenmaßnahmen aufzuzeigen, um das 
Sondervermögen als Grundlage für die Finan-
zierung künftiger Versorgungsaufwendungen 
dauerhaft zu erhalten. Die Landtagspräsidentin 
oder der Landtagspräsident leitet dem Finanz-
ausschuss in Abstimmung mit dem Finanzmi-
nisterium eine entsprechende Vorlage zu. Sie 
oder er kann zur Unterstützung bei Vorbe-
reitung der Vorlage einen Dritten beauftra-
gen. 

(3) Höhe und Zeitpunkt der Entnahmen werden 
durch die Haushaltsgesetze geregelt. 

(3) unverändert 

(4) Entnahmen aus dem Sondervermögen, die 
in dem betreffenden Haushaltsjahr nicht ver-
ausgabt werden, sind dem Sondervermögen 
wieder zuzuführen. Anstelle einer Entnahme 
von Mitteln aus dem Sondervermögen kann 
eine Verrechnung mit den nach § 3 vorgesehe-
nen Zuführungen erfolgen. 

(4) unverändert 

§ 6 
Vermögenstrennung 

§ 6 
Vermögenstrennung 

Das Sondervermögen ist von dem übrigen Ver-
mögen des Landes Schleswig-Holstein, seinen 
Rechten und Verbindlichkeiten getrennt zu hal-
ten. 

Das Sondervermögen ist von dem übrigen Ver-
mögen des Landes Schleswig-Holstein, seinen 
Rechten und Verbindlichkeiten getrennt zu hal-
ten. Es erfolgt eine gemeinsame Anlage mit 
den von der Bundesbank verwalteten Mit-
teln des Versorgungsfonds des Landes 
Schleswig-Holstein nach § 4 Absatz 1 
Satz 2. 

§ 7 
Wirtschaftsplan 

 

§ 7 
Wirtschaftsplan 

 

Das Finanzministerium stellt für das Sonder-
vermögen für jedes Wirtschaftsjahr einen Wirt-
schaftsplan auf. 

(entfällt) 

§ 8 
Jahresrechnung 

§ 8 
Jahresrechnung 

(1) Das Finanzministerium stellt am Ende eines 
jeden Wirtschaftsjahres die Jahresrechnung 

(entfällt) 
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des Sondervermögens auf. Diese wird der 
Haushaltsrechnung des Landes beigefügt. 

(2) In der Jahresrechnung sind der Bestand 
des Sondervermögens einschließlich der For-
derungen und Verbindlichkeiten sowie die Ein-
nahmen und Ausgaben nachzuweisen. 

 

§ 9 
Berichtswesen 

§ 7 
Berichtswesen 

Das Finanzministerium legt dem Finanzaus-
schuss halbjährlich einen Bericht über die Wer-
tentwicklung und das Risikomanagement und -
controlling des Sondervermögens vor. Die sich 
aus der Landeshaushaltsordnung ergebenden 
allgemeinen Berichtspflichten bleiben unbe-
rührt. 

Das Finanzministerium berichtet dem Finanz-
ausschuss halbjährlich über die Vermö-
gensentwicklung vermittels der Daten aus 
der Fondsbuchhaltung der Bundesbank. 
Die Vermögensentwicklung wird im Wirt-
schaftsplan und in der Jahresrechnung 
nach § 7 und § 8 VersFondsG S-H geson-
dert ausgewiesen. 

§ 10 
Auflösung 

§ 8 
Auflösung 

Eine vorzeitige Auflösung des Sondervermö-
gens ist nur durch Landesgesetz möglich. 

unverändert 

§ 11 
Inkrafttreten 

§ 9 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit Beginn der 20. Wahlpe-
riode des Schleswig-Holsteinischen Landtages 
in Kraft. 

unverändert 

 


